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A. Bericht des Abgeordneten Lücke: 


I 


Das Geschäftsraummietengesetz vom 25. Juni 
1952 hat Miet- und Pachtverhältnisse über Ge- 
schäftsräume und gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke vom Mieterschutz und von den Preis- 
bindungen ausgenommen. Zur Erleichterung des 
Übergangs aus dem Zustand der Preisbindung und 
des Mieterschutzes zur Vertragsfreiheit hat der 
Dritte Abschnitt dieses Gesetzes Vorschriften getrof- 
fen, welche für Miet- und Pachtverhältnisse, die 
vor dem 1. Dezember 1951 begründet waren, unter 
gewissen Voraussetzungen einen Kündigungsschutz 
in Gestalt eines Anspruchs auf Widerruf der Kün- 
digung vorsehen. Diese Schutzvorschriften sind 
durch § 22 GRMG in der Weise zeitlich beschränkt, 
daß sie nur auf Kündigungen Anwendung finden, 
die für einen Zeitpunkt bis spätestens zum 31. De- 
zember 1954 erfolgen. 


Durch Antrag vom 4. September 1954 (BT-Druck- 
sache 814) hat die Fraktion der SPD den Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung des Geschäftsraum- 
mietengesetzes eingebracht, in welchem eine all- 
gemeine Verlängerung des erwähnten Kündigungs- 
schutzes um zwei Jahre vorgesehen ist. Bei den Be- 
ratungen über diesen Antrag ist der Ausschuß zu 
dem Ergebnis gekommen, daß zwar eine Verlänge- 
rung in der beantragten Weise nicht in Betracht 
gezogen werden könne, daß aber der Kündigungs- 
schutz unter gewissen Beschränkungen sowohl hin- 
sichtlich des Kreises der betroffenen Mietverhält- 
nisse wie hinsichtlich der Voraussetzungen des 
Schutzes aufrechterhalten werden müsse, und zwar 
noch über den in dem Antrag der SPD vorgesehe- 
nen Zeitraum hinaus. Der Ausschuß hat sich inso- 
weit der in dem Beschluß des Bundeskabinetts vom 
21. Juli 1954 zum Ausdruck gekommenen Auffas- 


sung der Bundesregierung, daß es bei dem Aus- 
laufen des Kündigungsschutzes mit dem Ende des 
Jahres 1954 sein Bewenden haben könne, nicht an- 
zuschließen vermocht. 

Nach den Beschlüssen des Ausschusses ergaben 
sich folgende sachliche Abweichungen gegenüber 
der bisherigen Fassung des Geschäftsraummieten- 
gesetzes: 

1. Der Kündigungsschutz wird nur noch für 
offene Verkaufsstellen und — aus 
Gründen der Einheit des Mietverhältnisses — 
etwa im wirtschaftlichen Zusammenhang hier- 
mit vermietete sonstige Geschäftsräume oder 
gewerblich genutzte unbebaute Grundstücke 
aufrechterhalten. Er wird weiter davon ab- 
hängig gemacht, daß im Falle einer Kündigung 
und der hieraus folgenden Beendigung des Miet- 
verhältnisses der Verlust der wirtschaftlichen 
Lebensgrundlage für den Mieter eintreten 
würde. 

2. In den Fällen, in denen der Mieter einen erheb- 
lichen Finanzierungsbeitrag zur 
Schaffung oder Instandsetzung der Räume ge- 
leistet hat, weiter in Fällen, in denen Geschäfts- 
räume oder gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke zugleich mit Wohnräu- 
m e n vermietet sind (vgl. § 5 Abs. 3 GRMG), 
wird der Kündigungsschutz über den unter Nr. 1. 
umschriebenen Kreis hinaus in dem bisherigen 
Umfang und unter den bisherigen Voraussetzun- 
gen aufrechterhalten. 

3. Der Kündigungsschutz wird, soweit er, wie dar- 
gestellt, bestehenbleibt, um weitere4 Jahre 
verlängert. 
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über die sachlichen Gründe, auf denen diese 
Entschließungen beruhen, ist folgendes auszufüh- 
ren: 


Zu 1 

Der Ausschuß ist auf Grund der ihm zur Ver- 
fügung stehenden Unterlagen, insbesondere der 
Stellungnahmen der interessierten Verbände und 
eines Gutachtens des Deutschen Industrie- und 
Handelstages zu der Auffassung gekommen, daß 
eine Aufrechterhaltung des Kündigungsschutzes 
für Miet- und Pachtverhältnisse über Geschäfts- 
räume und gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke in dem vollen bisherigen Umfang nicht 
mehr erforderlich ist. Vielmehr beurteilt der Aus- 
schuß die Lage auf dem Geschäftsraummarkt da- 
hin, daß, abgesehen von den offenen Verkaufs- 
stellen — d. h. also namentlich den Ladenge- 
schäften des Einzelhandels — wenn 
auch vielleicht noch nicht eine voll ausgeglichene 
Marktlage, so doch jedenfalls ein solches Verhält- 
nis zwischen Angebot und Nachfrage besteht, daß 
die Geschäftsraummieter in der Lage sind, im Falle 
einer Kündigung innerhalb angemessener Zeit 
und zu zumutbaren Bedingungen die zur Fortfüh- 
rung ihres Betriebs erforderlichen Ersatzräume zu 
finden. Vorübergehende Schwierig- 
keiten können nach Ansicht des Ausschusses 
durch einen Räumungsschutz gemäß § 7 Abs. 1 
GRMG überwunden werden. Dagegen hat der Aus- 
schuß anerkannt, daß bei offenen Verkaufsstellen 
sowohl in zerstörten Großstädten wie auch in man- 
chen mittleren und kleineren Städten infolge des 
Bevölkerungszuwachses durch Flüchtlinge und aus 
ähnlichen Gründen noch eine so erhebliche 
Knappheit an den erforderlichen Ladenräu- 
men besteht, daß bei einem vollen Wegfall des 
Kündigungsschutzes beträchtliche soziale Härten 
und wirtschaftliche Schwierigkeiten zu befürchten 
wären. Der Ausschuß war namentlich der Meinung, 
daß der good will, den sich ein Ladenraummie- 
ter in jahrelanger Arbeit im Zusammenhang mit 
dem in seinen Mieträumen geführten Geschäft ge- 
schaffen haben kann, noch eines gewissen Schutzes 
bedürfe. Der Ausschuß hat auch in Betracht ge- 
zogen, daß soziale Härten eintreten würden, 
wenn die Kündigung der Ladenräume den 
Existenz Verlust für den Mieter zur Folge haben 
müßte, z. B, wenn ein kriegsbeschädigter Laden- 
mieter sein bisheriges Geschäft mangels geeigneter 
Ausweichräume ohne Ersatzmöglichkeit aufgeben 
müßte. Der Ausschuß hat sich aus diesen Gründen 
dahin entschieden, den Kündigungsschutz hinsicht- 
lich der offenen Verkaufsstellen aufrechtzuerhal- 
ten. Er hat diesen Schutz aber abweichend von dem 
bisherigen Rechtszustand davon abhängig gemacht, 
daß der Verlust der Räume für den Mieter den 
Verlust der wirtschaftlichen Lebensgrundlage zur 
Folge haben würde, um auch insoweit die Voraus- 
setzungen des Kündigungsschutzes einzuschränken 
und einen weiteren Schritt auf dem durch das Ge- 


schäftsraummietengesetz eingeschlagenen Weg zur 
Vertragsfreiheit zu tun. 

Den Verlust der wirtschaftlichen Le- 
ben sgrundlage sieht der Ausschuß dann als 
gegeben an, wenn der Geschäftsraummieter nach 
Verlust seiner Ladenräume keine zumutbare Mög- 
lichkeit einer seiner Lebengrundlage sichernden 
wirtschaftlichen Existenz mehr haben würde. Das 
Vorliegen dieser Voraussetzung wäre deshalb 
namentlich dann zu verneinen, wenn der bisherige 
Geschäftsraummieter entweder seinen Betrieb ohne 
beträchtliche Unterbrechung in anderen Räumen 
fortsetzen kann oder wenn die wirtschaftliche Le- 
bensgrundlage des Mieters auf andere Weise (z. B. 
durch eine geeignete Anstellung in einem anderen 
Betrieb) gesichert bleibt. Soweit ein Ausweichen 
in andere Geschäftsräume möglich ist, kann nach 
Ansicht des Ausschusses grundsätzlich ein Existenz- 
verlust nur angenommen werden, wenn die Aus- 
weichräume für den Mieter nur unter Bedingun- 
gen verfügbar sind, die ihm nach seinen wirtschaft- 
lichen Verhältnissen, insbesondere auch nach der 
Ertragslage seines Betriebs, nmht zugemutet wer- 
den können; dabei ist namentlich auch die Höhe 
der Miete zu berücksichtigen. 

Der Ausschuß hat auch die Frage geprüft, ob 
die durch den Ablauf der Frist des § 22 GRMG ent- 
stehenden Probleme dadurch gelöst werden können, 
daß im Sinne des dem Ausschuß bekannten, von 
der Freien und Hansestadt Hamburg 
beim Bundesrat eingebrachten Antrags die Ent- 
scheidung über die Verlängerung des Kündigungs- 
schutzes durch eine Ermächtigungsbestimmung in 
die Hand der Landesregierungen gelegt und von 
diesen unter Berücksichtigung der örtlichen Ver- 
hältnisse getroffen wird. Der Ausschuß hat diese 
Frage verneint. Er war der Auffassung, daß die zu 
entscheidenden Fragen bundeseinheitlich 
gelöst werden müssen, zumal bei uneinheit- 
licher Handhabung namentlich in Grenzgebieten 
(z. B. Ulm — Neu-Ulm) Schwierigkeiten zu be- 
Mrchten wären. 

Zu 2 

In wesentlicher Übereinstimmung mit den ihm 
vorliegenden Gutachten ist der Ausschuß zu der 
Überzeugung gelangt, daß es nicht zu rechtferti- 
gen wäre, für Geschäftsraummieter, die einen er- 
heblichen Finanzierungsbeitrag ge- 
leistet haben oder ihre Geschäftsräume in Ver- 
bindung mit Wohnräumen gemietet haben, 
den bisherigen Kündigungsschutz wegfallen zu las- 
sen. Für beide Fälle gewährt bereits das Geschäfts- 
raummietengesetz (§§ 11, 12) dem Mieter einen 
über den Normalfall hinausgehenden Schutz. Der 
Ausschuß hat keinen Anlaß gesehen, für diese 
Fälle von der bisherigen Regelung abzugehen. 

Zu 3 

Was die Dauer des Kündigungsschut- 
zes anlangt, so hat der Ausschuß erwogen, daß 
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eine Verlängerung des Kündigungsschutzes für die 
von der SPD beantragte Dauer nicht ausreichen 
würde, um die Härtefälle, deren Vermeidung der 
Ausschuß sich angelegen sein läßt, auszuschließen. 
Auch bei einer Verlängerung um zwei Jahre würden 
namentlich soziale Schwierigkeiten bei besonders 
schutzbedürftigen Mietern erneut zu befürchten 
sein. Der Ausschuß ist deshalb zu dem Ergebnis 
gelangt, den Kündigungsschutz in dem von ihm als 
gerechtfertigt angesehenen Umfang um weitere 
vier Jahre zu verlängern. Der Ausschuß hat sich 
bei der Bemessung der Frist auch von der Erwä- 
gung leiten lassen, daß in dem Maße, in dem durch 
die Schaffung neuer Geschäftsräume 
geeignete Ausweichmöglichkeiten geschaffen wer- 
den, die Gefahr eines Existenzver- 
lustes für den weichenden Mieter 
verringert wird, so daß die Voraussetzungen 
eines Kündigungswiderrufs je nach den örtlichen 
Verhältnissen nicht mehr ein treten werden imd 
die Anwendung des Gesetzes sich auf diese Weise 
auch ohne dessen förmliche Außerkraftsetzung er- 
ledigen wird. Zu der Frage, ob imabhängig von 
dem durch das Geschäftsraummietengesetz gewähr- 
ten Kündigungsschutz allgemeine Sicherungen 
gegen eine mißbräuchliche Ausnutzung von Kün- 
digung smöglichkeiten im Mietrecht zu schaffen 
wären, hat der Ausschuß im vorliegenden Zusam- 
menhang nicht Stellung genommen. 


II 

Aus den vorstehend dargelegten Gründen hat 
der Ausschuß mit Mehrheit gegen die Stimmen der 
Abgeordneten der SPD die in dem nachstehenden 
Entwurf enthaltenen Änderungen des Geschäfts- 
raummietengesetzes beschlossen. Er hat sich hierbei 
der Formulierungshilfe der Sachbearbeiter der Bun- 
desregierung bedient. Zur Erläuterung dieser Vor- 
schriften im einzelnen ist noch folgendes auszu- 
führen: 


Zu Art. I 

Art. I enthält die durch die sachlichen Beschlüsse 
des Ausschusses erforderlich gewordenen Ände- 
rungen des G e s c h ä f t s r a u m m i e t e n - 
gesetzes. Es handelt sich hierbei im einzelnen 
um folgendes: 

Zu Nr. 1 

Nr. 1 faßt § 8 Abs. 1 des Gesetzes entsprechend 
den Beschlüssen des Ausschusses neu. Soweit der 
Begriff der offenen Verkaufsstelle ver- 
wendet wird, wird diesem die ihm nach der Ge- 
werbeordnung (vgl. § 41 a GewO) zukommende Be- 
deutung beigelegt. Soweit mit der offenen Ver- 
kaufsstelle andere Geschäftsräume oder gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke vermietet sind, 
hat der Ausschuß dem Mieter Kündigungsschutz 


nur insoweit zugebilligt, als ein wirtschaftlicher 
Zusammenhang dieser Räume oder Grundstücke 
mit der Verkaufsstelle besteht. Ein bloßer räum- 
licher Zusammenhang würde dagegen einen Kün- 
digungsschutz nicht rechtfertigen. 

Zu Nr. 2 

Angesichts der in § 8 enthaltenen Einschränkun- 
gen des Kündigungsschutzes gegenüber dem bis- 
herigen Zustand erschien § 10 entbehrlich. Die in 
§ 10 Abs. 1 behandelten Gesichtspunkte können 
im Rahmen der Beurteilung der Frage, ob der Exi- 
stenzverlust eintritt, in geeigneter Weise berück- 
sichtigt werden. § 10 Abs. 2 ist deshalb überflüssig, 
weil die besondere Erwähnung der öffentlichen 
Zwecken dienenden Räume in § 8 weggefallen ist. 

Zu Nrn. 3 und 4 

Die Ergänzung des § 11 Abs. 1 stellt klar, daß im 
Falle eines Finanzierungsbeitrages der Kündigungs- 
schutz in dem gleichen Umfang wie bisher ge- 
währt wird. Der als Satz 2 angefügte Satz ent- 
spricht dem § 8 Abs. 1 Satz 2. 


Zu Nr. 5 

Die Änderung des § 12 bringt ebenso wie die 
des § 11 zum Ausdruck, daß insoweit der Kreis 
der geschützten Mietverhältnisse der gleiche bleibt 
wie bisher. Die Neufassung des § 12 Abs. 1 enthält 
darüber hinaus noch eine redaktionelle Klarstel- 
lung: Zur Behebimg aufgetretener Zweifel wird 
ausdrücklich ausgesprochen, daß die Verbindung 
mit Wohnräumen den besonderen Kündigungs- 
schutz des § 12 nur auslöst, w’enn die Wohnräume 
bei selbständiger Vermietung unter Mieterschutz 
stehen würden, und beseitigt auf diese Weise eine 
in der bisherigen Fassung vorhandene Unstimmig- 
keit im Verhältnis zu § 5 Abs. 3. 


Zu Nr. 6 

Die Änderung von § 20 Satz 1 ist von redak- 
tioneller Bedeutung und folgt aus der Änderung 
des § 8. Die Vorschrift schließt in ihrer nunmehri- 
gen Fassung allerdings auch solche Mietverhält- 
nisse über Geschäftsräume und gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke ein, bei denen ein Kün- 
digungsschutz im übrigen nicht in Betracht kommt. 
Wenngleich ein zwingender Grund, den kündi- 
gungslosen Ablauf von Mietverhältnissen auszu- 
schließen, nur in den Fällen besteht, in denen ein 
Kündigungswiderruf in Betracht kommt, erschien 
es nicht möglich, den Anwendungsbereich des 
Satzes 1 auf diese Fälle zu beschränken, weil 
die Entscheidung der Frage, ob für das Mietver- 
hältnis eine Kündigung verlangt werden soll, nicht 
von der Möglichkeit des Kündigungswiderrufs ab- 
hängig gemacht werden kann. 
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Zu Nr. 7 

Die Änderung des § 20 Satz 2 steht im Zusam- 
menhang mit der Verlängerung des Kündigungs- 
schutzes durch § 22. Die Vorschrift betrifft u. a. 
auch Vereinbarungen, die nach dem Inkrafttreten 
des Geschäftsraummietengesetzes über eine Ver- 
längerung des Mietverhältnisses für bestimmte Zeit 
getroffen worden sind und macht auch in solchen 
Fällen eine Kündigung erforderlich; sie schafft 
hierdurch den Ansatzpunkt für einen etwa in Be- 
tracht kommenden Kündigungswiderruf. Im übri- 
gen ist von einem gesetzlichen Eingriff in Ver- 
einbarungen über die Änderung oder Beendigung 
eines durch die Aufhebung des Mieterschutzes be- 
troffenen Geschäftsraummietenverhältnisses ab- 
gesehen. 

Zu Nr. 8 

Durch Änderung des Endtermins wird der Kün- 
digungsschutz entsprechend dem Beschluß des 
Ausschusses um vier Jahre bis zum 31. Dezember 
1958 verlängert. 

Zu Art. II 

Art. II enthält Übergangsvorschriften zur Klar- 
stellung gewisser Fragen, die sich aus der Än- 
derung der Rechtslage und der Verlängerung des 
Kündigungsschutzes ergeben können. 

Absatz 1 schließt die Anwendung des § 20 Satz 2 
in seiner neuen Fassung zur Vermeidung von Zwei- 
feln in den Fällen ausdrücklich aus, in denen ein 
Mietverhältnis auf Grund einer nach dem Inkraft- 
treten des Geschäftsraummietengesetzes getroffe- 
nen und demgemäß nach § 20 Satz 2 GRMG alter 
Fassung wirksamen Vereinbarung bereits abgelau- 
fen ist und der Mieter den Mietgegenstand bereits 
geräumt hat. In diesen Fällen erschien es unmög- 
lich, die auf eine Verlängerung abzielenden Vor- 
schrifteit des Gesetzes zur Anwendung zu bringen. 
Dabei wurden insbesondere solche Fälle in Rück- 
sicht gezogen, bei denen die Räume bereits wie- 
der anderweit vermietet sind. 

Die Absätze 2 und 3 entsprechen sachlich den in 
den §§ 25, 26 GRMG enthaltenen Übergangsvor- 
schriften, die bei dem Inkrafttreten des Geschäfts- 


raummietengesetzes für den Übergang von dem 
durch die Verordnung über Ausnahmen vom Mie- 
terschutz geschaffenen Rechtszustand zum Ge- 
schäftsraummietengesetz getroffen worden waren. 
Die Bezugnahme auf § 26 Abs. 2 bis 5 des Gesetzes 
insbesondere regelt die Fragen, die sich dann er- 
geben, wenn der Vermieter auf Grund der bis- 
herigen Rechtslage bereits Räumungsklage gegen 
den Mieter auf Räumung für einen nach dem 
31. Dezember 1954 liegenden Zeitpunkt erhoben und 
ein dahingehendes rechtskräftiges Räu- 
mungsurteil erwirkt hat. 

Zu Art. III 

Art. III stellt klar, daß bei Kündigungen, 
die für einen Zeitpunkt vor dem 1. Ja- 
nuar 1955 erfolgt sind, für den Widerruf 
der Kündigung die bisherigen Vorschriften maß- 
geblich bleiben. Hieraus folgt, daß in Fällen, in 
denen der Mieter den Anspruch auf Widerruf einer 
für einen Zeitpunkt vor dem 1. Januar 1955 erfolg- 
ten Kündigung verlangt, Kündigungsschutz 
im bisherigen Umfang gewährt wird, auch 
wenn die Entscheidung über den Kündigungswider- 
ruf erst nach dem 31. Dezember 1954 ergeht. Der 
Ausschuß hält in diesem Zusammenhang einen 
Hinweis darauf für angebracht, daß nach § 15 
Abs. 2 GRMG eine Kündigung, wenn der Vermie- 
ter sie widerruft oder zu ihrem Widerruf verur- 
teilt wird, als nicht erfolgt gilt, das Mietverhältnis 
also fortgesetzt wird. Kündigt in einem solchen 
Falle der Vermieter zu einem neuen Termin, so 
ist der Mieter nicht gehindert, erneut den Ein- 
spruch auf Widerruf der Kündigung nach Maßgabe 
der neuen Vorschriften geltend zu machen. Er kann 
also auch dann, wenn ihm bereits unter der Gel- 
tung der bisherigen Vorschriften Kündigungsschutz 
gewährt worden ist, erneut in den Genuß des Kün- 
digungsschutzes gelangen, sofern er die Voraus- 
setzungen des Gesetzes in der neuen Fassung er- 
füllt. 

Bonn, den 11. November 1954 

Lücke 

Berichterstatter 


B. Antrag des Aussdiusses: 

Der Bundestag wolle beschließen, 

dem Gesetzentwurf — Drucksache 814 — in der 
nachstehenden Fassung zuzustimmen. 

Bonn, den 11. November 1951 

Der Ausschuß für Wiederaufbau 
und Wohnungswesen 

Lücke 

Vorsitzender und Berichterstatter 
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Beschlüsse des 3 2. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gesdiäftsraummietengesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 

Artikel I 

Das Geschäftsraummietengesetz vom 
25. Juni 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 338) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Führt die Kündigung eines vor dem 
1. Dezember 1951 begründeten Mietver- 
hältnisses über eine offene Verkaufsstelle 
für den Mieter zum Verlust seiner wirt- 
sdiaftlidien Lebensgrundlage, so kann er 
den Widerruf der Kündigung verlangen, 
es sei denn, daß dem Vermieter die Fort- 
setzung des Mietverhältnisses nicht zuge- 
mutet werden kann. Dies gilt audi, wenn 
sonstige Geschäftsräume oder gewerblich 
genutzte unbebaute Grundstücke wegen 
ihres wirtschaftlichen Zusammenhangs mit 
der offenen Verkaufsstelle zugleich mit 
dieser vermietet slnd.‘‘ 

2. § 10 wird gestrichen. 

3. In § 11 Abs. 1 werden nach dem Wort 
„Mietverhältnis'* die Worte „über Ge- 
schäftsräume" eingefügt. 

4. In § 11 Abs. 1 wird folgender Satz 2 an- 
gefügt: 

„Dies gilt auch, wenn gewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke wegen ihres wirt- 
schaftlichen Zusammenhangs mit den Ge- 
schäftsräumen zugleich mit diesen vermie- 
tet sind." 


5. § 12 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„ (1) Der Mieter kann bei einem vor dem 
1. Dezember 1951 begründeten Mietver- 
hältnis, das sich außer auf Geschäftsräume 
oder gewerblich genutzte unbebaute 
Grundstücke auch auf Wohnräume be- 
zieht, ohne Rücksicht auf die in § 8 Abs. 1 
bezeichneten Voraussetzungen den Wider- 
ruf der Kündigung verlangen, wenn die 
Wohnräume bei selbständiger Vermietung 
unter Mieterschutz stehen würden und 
wenn weder die in § 9 Abs. 1 Nr. 1, 3 
oder 4 bezeichneten Voraussetzungen vor- 
liegen noch für den Vermieter an der Er- 
langung des Mietraums ein so dringendes 
Interesse besteht, daß auch bei Berücksich- 
tigung der Verhältnisse des Mieters die 
Vorenthaltung eine schw^ere Unbilligkeit 
für den Vermieter darstellen würde." 

6. In § 20 Satz 1 werden die Worte „ein 
Mietverhältnis der in § 8 Abs. 1 bezeich- 
neten Art" ersetzt durch die Worte „ein 
vor dem 1. Dezember 1951 begründetes 
Mietverhältnis über Geschäftsräume oder 
gewerblich genutzte unbebaute Grund- 
stücke". 

7. § 20 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Eine entgegenstehende Vereinbarung ist 
unwirksam, wenn sie vor dem 1. Januar 
1955 getroffen ist und wenn die Zeit, für 
die das Mietverhältnis eingegangen ist, vor 
dem 1. Januar 1959 abläuft." 

8. In § 21 Abs. 1 werden die Worte „über 
Geschäftsräume oder eewerblich genutzte 
unbebaute Grundstücke, die vor dem 
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1. Dezember 1951 begründet worden sind‘‘ 
gestrichen. 

9. In § 22 tritt an die Stelle des „31. Dezem- 
ber 1954“ der „31, Dezember 1958“. 


Artikel II 

(1) § 20 Satz 2 des Geschäftsraummieten- 
gesetzes in der Fassung des Artikels I Nr. 7 
ist nicht anzuwenden, wenn vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes die Miet- oder Pacht- 
zeit abgelaufen und der Miet- otder Pacht- 
gegenstand geräumt worden ist; in diesen 
Fällen hat es bei der Beendigung des Miet- 
oder Pachtverhältnisses sein Bewenden. 

(2) Die §§ 8 bis 22 des Geschäftsraummie- 
tengesetzes in der aus Artikel I sich ergeben- 
den Fassung finden auch auf Kündigungen 
Anwendung, die vor dem Inkrafttreten die- 
ses Gesetzes für einen nach dem 31. Dezem- 
ber 1954, aber vor dem 1. Januar 1959 lie- 
genden Zeitpunkt erfolgt sind. Eine vor dem 
Iiikrafttreten dieses Gesetzes abgegebene Er- 
klärung des Vermieters oder Verpächters nadi 


§13 Abs. 2 des Geschäftsraummietengesetzes 
ist, sofern sie sich auf eine Kündigung der in 
Satz 1 bezeichneten Art bezieht, unwirksam. 

(3) Absatz 2 gilt auch, wenn der Mieter 
oder Pächter vor dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes auf Grund einer Kündigung der in 
Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Art rechtskräf- 
tig zur Räumung verurteilt worden ist; in 
diesem Falle sind die Vorschriften des § 26 
Abs. 2 bis 5 des Geschäftsraummietengesetzes 
entsprechend anzuwenden. 


Artikel III 

Ist ein Miet- oder Pachtverhältnis für 
einen vor dem 1, Januar 1955 liegenden Zeit- 
punkt gekündigt worden, so verbleibt es hin- 
sichtlich des Widerrufs der Kündigung bei 
den bisherigen Vorschriften. 


Artikel IV 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft, 


6 



